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Einleitung 

„Americans say they want to die at home, quickly, painlessly, 
and in the company of friends and family. Most, however, die 
in hospitals, slowly, often in pain, and surrounded by strang-
ers."1 

„Der größte Verstoß gegen die Heiligkeit des Lebens ist es, 
vor ihrer Komplexität in Gleichgültigkeit oder Bequemlich-
keit auszuweichen."2 

A. Aktualität des Themas Sterbehilfe 

Der Wunsch, in der letzten Lebensperiode die Lebensqualität zu erhalten und 
die eigene Würde und Autonomie zu wahren, wird durch die moderne Medizin 
nicht nur gefördert,  sondern auch in Frage gestellt. Geistiger und körperlicher Ver-
fall führen heute nicht mehr notwendig zu einem schnellen, als schicksalhaft emp-
fundenen Tod, sondern zum immer weiter perfektionierten Einsatz lebenserhalten-
der intensivmedizinischer Maßnahmen. In einem früher  undenkbaren Maße lässt 
die Medizin den Anschein der Natürlichkeit und Schicksalhaftigkeit des Todeszeit-
punktes verblassen. Dadurch ist die Bedeutung von Entscheidungen über Hilfe im 
und Hilfe zum Sterben gewachsen und aus der Intimität, Diskretion und Selbst-
gesetzlichkeit ärztlichen Handelns herausgelöst worden. 

Durch diese und andere Entwicklungen3 sind die bestehenden rechtlichen und 
tatsächlichen Verhältnisse des Sterbens unter Rechtfertigungsdruck geraten. Ob 
und inwieweit der Einzelne selbst über die Umstände des Sterbens - insbesondere 
den Zeitpunkt des eigenen Todes - entscheiden darf, ist eine Rechtsfrage von exis-
tenzieller Bedeutung geworden. Die nicht nur in Deutschland, sondern in vielen 
Ländern aufgeworfenen  Probleme der Zulässigkeit und der Grenzen lebensverkür-

1 Annas, Some Choice, S. 209. 
2 R. Dworkin,  Die Grenzen des Lebens, S. 334. 
3 Gesellschaftliche Individualisierung, das veränderte Arzt-Patienten-Verhältnis und die 

allmähliche Enttabuisierung der Selbsttötung sind weitere, den komplexen gesellschaftlichen 
Wandel im Bereich des Sterbens kennzeichnende Stichworte. Hinzuweisen ist zudem auf die 
durch die Krise des Wohlfahrtstaates, demographische Entwicklungen und technische Inno-
vationen verursachte gesundheitsökonomische Debatte, dazu aus verfassungsrechtlicher  Sicht 
Höfling,  in: Rationierung im Gesundheitswesen, S. 143 ff.,  Nettesheim,  VerwArch. 93 (2002), 
315 ff. 
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zender Sterbehilfe werden seit über zwanzig Jahren an der Schnittstelle von Sozi-
almoral, medizinischer Ethik und Recht diskutiert.4 

Es mangelt in Deutschland nicht an Versuchen von Gerichten, Rechtswissen-
schaft und gesellschaftlichen Institutionen, einen Beitrag zur Klärung der vielen 
offenen Fragen zu leisten. Der Bundesgerichtshof hat sich mittlerweile mit fast 
allen Formen der Sterbehilfe aus vorwiegend strafrechtlicher  Sicht auseinander ge-
setzt.5 Auf dem 56. (1986) und 63. (2000) Deutschen Juristentag wurde über straf-
bzw. zivilrechtliche Reformen des Sterbehilferechts gestritten. 1998 verabschie-
dete die Bundesärztekammer nach intensiver öffentlicher  Diskussion neue „Grund-
sätze der Bundesärztekammer zur ärztlichen Sterbebegleitung".6 Anfang 2003 
fasste der Bundesgerichtshof einen Grundsatzbeschluss zur Rolle des Betreuungs-
rechts bei der Entscheidung über lebensbeendende Behandlungsabbrüche.7 Sowohl 
der Nationale Ethikrat als auch die Enquete-Kommission des Deutschen Bundes-
tages „Ethik und Recht der modernen Medizin" befassten sich in der Folgezeit mit 
dem Thema Sterbehilfe.8 

In einigen Nachbarländern Deutschlands traten in den letzten Jahren Gesetze 
zur Zulassung aktiver Sterbehilfe in Kraft (2001 in den Niederlanden, 2002 in 
Belgien). In der Schweiz wurden auf kommunaler Ebene praktische Regelungen 
über die Leistung von Selbsttötungsbeihilfe getroffen,  das Land wird zudem 
mit dem Phänomen eines „Sterbehilfetourismus" konfrontiert.9 Auch in den 

4 Einen guten Überblick bieten Giesen,  JZ 1990, 929 ff.;  Benzenhöf  er,  Der gute Tod?, ins-
besondere S. 145 ff.,  184 ff.  Zur Entwicklung in den USA Urofsky,  Lethal Judgments. Assis-
ted Suicide and American Law, und Meisel,  The Right to Die. Die Gesellschaft für deutsche 
Sprache hat das Wort „Sterbehilfe" in die Liste der „100 Wörter des Jahrhunderts" aufgenom-
men, siehe Schmidt,  in: 100 Wörter des Jahrhunderts, S. 280 ff.;  in der 20. Auflage der Brock-
haus-Enzyklopädie, 21. Band, S. 95 ff.,  wird das Stichwort Sterbehilfe als sogenannter 
„Schlüsselbegriff"  erläutert. Zur Aktualität des Themas Sterbehilfe auf europäischer Ebene 
siehe nur das Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte zur aktiven Sterbe-
hilfe in Pretty  ν. United  Kingdom,  EuGRZ 2002, 234, die im Januar 2003 veröffentliche  Stu-
die des Europarats zu Rechtslage und Praxis hinsichtlich aktiver Sterbehilfe und assistierter 
Selbsttötung in den Mitgliedstaaten, verfügbar  unter www.coe.int/euthanasia-report, sowie 
die Debatte über Sterbehilfe in der parlamentarischen Versammlung des Europarats im April 
2004, vgl. Hausmann,  Neue Zürcher Zeitung, 28. 4. 2004, S. 17. 

5 Vgl. nur BGHSt 32, 367 (1984); BGH, NJW 1987, S. 1092 f. (1986); BGHSt 37, 376 
(1991); 40, 257 (1994); 42, 301 (1996); 46, 279 (2001). 

6 Abgedruckt in NJW 1998, 3406 f.; zur Kritik Tolmein,  MedR 1997, 534 ff.;  Kommentie-
rung bei Laufs  /Uhlenbruch,  Arztrecht, § 132, Rn. 17 ff.  2004 hat die Bundesärztekammer 
die Grundsätze erneuert, ohne grundlegende Änderungen vorzunehmen, vgl. FAZ, 7. 5. 2004, 
S. 40. Die Grundsätze sind im Internet verfügbar  unter www.bundesaerztekammer.de. 

7 BGH, NJW 2003,1588. 
8 Vgl. www.ethikrat.org und www.bundestag.de/parlament/kommissionen/ethik_med/, 

sowie den „Zwischenbericht Patientenverfugung" der Enquete-Kommission (BT-Drs. 
15/3700). 

9 Der Stadtrat von Zürich hat Ende 2000 Beihilfe zur Selbsttötung in kommunalen Alten-
und Pflegeheimen erlaubt, vgl. Spöndlin,  Bioskop 2001(13), S. 6 f., Ernst/Ernst,  Neue Zür-

http://www.coe.int/euthanasia-report
http://www.bundesaerztekammer.de
http://www.ethikrat.org
http://www.bundestag.de/parlament/kommissionen/ethik_med/
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USA findet seit den siebziger Jahren eine lebhafte Auseinandersetzung über 
end-of -life-decisions,  assisted  suicide  und die Anerkennung eines right  to die 
statt.10 Anders als in Deutschland hat sie zu umfangreichem gesetzgeberischen 
Handeln geführt. 1990 und 1997 nahm zudem der amerikanische Supreme 
Court zu verfassungsrechtlichen Aspekten der Selbstbestimmung Sterbewilliger 
Stellung.11 

B. Sterbehilfe im Verfassungsrecht 

Die verfassungsrechtlichen Bezüge der Sterbehilfe sind wegen der besonderen 
Gefährdung menschlicher Würde am Lebensende und des in der Problematik zu 
Tage tretenden Konflikts zwischen Lebensschutz und Selbstbestimmung vielfältig: 
„Das Recht auf ,Würde im Sterben' ist zur Verfassungsfrage  geworden"12, die zu 
den „wichtigsten heute anstehenden Fragen" gehört.13 

Obwohl viele Aspekte der Sterbehilfe in einer unüberschaubaren Anzahl von 
Stellungnahmen untersucht wurden und werden, sind die verfassungsrechtlichen 
Grundlagen des Themas in Deutschland bislang unzureichend geklärt. Zwar wer-
den Beiträge zur Sterbehilfe häufig durch verfassungsrechtliche Erwägungen 
ergänzt, diese bilden aber regelmäßig nur einen mehr oder weniger schmalen 
Rahmen, mit dem moralphilosophische, medizinische, zivil- oder strafrechtliche 
Untersuchungen angereichert werden.14 Verfassungstheoretisch und grundrechts-

cher Zeitung, 11./12. 11. 2000, S. 49; kritisch zur Selbsttötungsbeihilfe in der Schweiz Frei, 
FAZ, 8. 11. 2001, S. 13. Allgemein zum Recht und zur Praxis der Sterbehilfe in der Schweiz 
Seelmann,  in: Suizid und Sterbehilfe,  S. 135 ff.;  Marti,  Schweizerische Ärztezeitung 2002, 
570 ff.;  Heusser,  Neue Zürcher Zeitung, 21. 7. 2003, S. 7; Steudler,  Neue Zürcher Zeitung, 
20. 6. 2004, S. 17. 

1 0 Insbesondere seit dem Grundsatzurteil des Supreme Court von New Jersey 1976 im Fall 
Karen Quinlan, vgl. Matter of Quinlan,  355 A.2d 647, cert,  denied  429 U.S. 922 (N.J. 1976). 
Erst in den neunziger Jahren begann eine intensive Auseinandersetzung über ärztlich assis-
tierte Selbsttötung, u. a. ausgelöst durch einen Beitrag von Quill,  324 N. Engl. J. Med. 691 ff. 
(1991). 

h Cruzan  v. Director,  497 U.S. 261 (1990), Washington  v. Glucksberg,  521 U.S. 702 
(1997), Vacco  v. Quill,  521 U.S. 793 (1997). 

12 Benda,  in: HVerfR, § 6, Rn. 53. 
1 3 So schon 1976 Leisner,  in: Das Recht auf Leben, S. 5, 9, mit Bezug auf Euthanasie 

und das Recht auf Leben. Stern,  Staatsrecht, Bd. I I I / l , S. 1052, zählt Fragen im Kontext 
von Mensch, Leben, Geburt und Tod zu „Verfassungsfragen  von noch nicht vollständig zu 
übersehender Dimension." Als aktuelles Beispiel statt vieler Anderheiden,  in: Verantwor-
tung, S. 149, 173: „Der Streit um die Sterbehilfe ist ( . . . ) ein Streit um die ( . . . ) Grund-
rechte." 

1 4 So finden sich ζ. B. in vielen Dissertationen einschlägige verfassungsrechtliche  Aus-
sagen, jedoch nur in Form eines eingeschobenen oder „vor die Klammer gezogenen" all-
gemeinen Teils, dem straf-  oder zivilrechtliche Hauptteile folgen, vgl. Heyers,  Passive Ster-
behilfe, S. 187 ff.;  Laber,  Der Schutz des Lebens im Strafrecht,  S. 6 ff.;  Rieger,  Die mutmaß-


